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A3-061: Für ein Bürger*innengeld, das den Namen verdient – weg mit Hartz

IV!

Antragsteller*innen Grüne Jugend Bundesvorstand (dort

beschlossen am: 12.12.2022)

Antragstext

Von Zeile 61 bis 71:

Als solidarischer und antikapitalistischer Verband lehnen wir Sanktionen weiterhin

grundsätzlich ab. Nicht nur bergen sie kein Förderungspotential, was die Vermittlung in

Arbeit angeht[1], sondern sie sind auch stets mit Konsequenzen für die Betroffenen

verbunden, die drastischer nicht sein könnten. Sie drangsalieren, lähmen und verhinderen

die erfolgreiche Vermittlung, da die Betroffenen an nichts anderes mehr denken können

als das Abwenden der Sanktionen. Es braucht motivierende Ansätze, nicht solche, die es

sich zur Aufgabe machen, Vermittlung in Arbeit als Selbstzweck anzusehen. Geschönte

Statistiken als Ergebnis des Vermittlungsvorrangs von Arbeitslosen in jede noch so wenig

den Fähigkeiten der Betroffenen entsprechende Tätigkeit entspricht nicht unserem

Verständnis einer Solidargemeinschaft.

Auch Sanktionen lehnen wir weiterhin grundsätzlich ab. Sie drangsalieren, lähmen und

zwingen Menschen in prekäre Beschäftigungsverhältnisse.

Aber das darf nicht das Ziel einer menschenwürdigen Grundsicherung sein. Viele

Menschen sind unfreiwillig arbeitslos und sie haben das Recht auf eine echte

Unterstützung, statt einer Bestrafung
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